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Teill 

Einfuhrung 

Das deutsche Kollisionsrecht knüpft im Bereich des internationalen Sachen-
rechts traditionell an die lex rei sitae an,1 obgleich es hierfür  auch nach der Re-
form des EGBGB durch das IPRG vom 25.7.1986 keine allgemeine Kollisi-
onsnorm bereithält2, sondern vielmehr nur wenige spezielle Ausnahmevor-
schriften kennt3. Wie aktuell die Diskussion um das internationale Sachenrecht 
ist, zeigt der erst kürzlich veröffentlichte  Regierungsentwurf  über das außer-
vertragliche Schuldrecht.4 Auch wenn dieser Entwurf in Art. 43 Abs. 1 als 
Grundregel die Anwendung des Belegenheitsrechts auf sachenrechtliche Tatbe-
stände vorsieht, bleibt Raum für eine Anknüpfung an das parteiautonom be-
stimmte Statut: Zumindest im Rahmen der in Art. 46 vorgesehenen Anknüp-
fung an das Recht der engsten Verbindung kommt auch eine Anknüpfung an 
das von den Parteien gewählte Recht in Betracht. 

1 Siehe nur BGHZ 39,173,174; 100,321,324; MüKo-Kreuzer>  nach Art. 38 
EGBGB Anh. I, Rdnr. 12 m. w. N. 

2 Vgl. BGBl. 1986 1,1142. 
3 In der Bundesrepublik ist beispielsweise das Abkommen vom 19.6.1948 über die 

internationale Anerkennung von Rechten an Luftfahrzeugen  in Kraft getreten (BGBl 
1959 II, 129). 

Staatsvertragliche Sonderregeln ergeben sich ferner  für Eisenbahn und Eisenbahn-
material aus der „Convention relative aux transports internationaux ferroviares"  [Über-
einkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr] vom 9. 5. 1980, die in in der 
Bundesrepublik am 1.5.1985 in Kraft getreten ist (BGBl 1985 II, 130, 1001) und aus 
dem Abkommen vom 20.10.1955 über die Gründung einer Europäischen Gesellschaft 
für die Finanzierung von Eisenbahnmaterial (BGBl 1956 II 1,907). 

Auch das Internationale Übereinkommen über Schiffsgläubigerrechte  und Schiffshy-
potheken von 1993 wurde bereits von der Bundesrepublik gezeichnet; siehe dazu 
MüKo-Kreuzer,  nach Art. 38 EGBGB Anh. I, Rdnr. 142. 

4 Abgedruckt in IPRax 1998, 513 f. Da der Regierungsentwurf  erst nach Abschluß 
dieser Arbeit veröffentlicht  wurde, wird darauf nur kurz eingegangen. Vorher bestand 
nur ein Referentenentwurf  zur Ergänzung des internationalen Privatrechts (außerver-
tragliches Schuldrecht und Sachen) vom 1.12.1993, abgedr. u. a. in IPRax 1995,132 f. 
Der Deutsche Rat für Internationales Privatrecht hat bereits 1972 Vorschläge für eine 
Kodifizierung erarbeitet, die 1981 und 1988 revidiert wurden und als Grundlage für 
frühere Referentenentwürfe  dienten [siehe MüKo-Krewzer, nach Art. 38 EGBGB, 
Anh. I Rdnr. 212 f. (mit Abdruck des Entwurfstexts vom 1.12.1993)]. 
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Die uneingeschränkt zwingende Anwendung der lex rei sitae im Bereich des 
internationalen Mobiliarsachenrechts ist häufig schwierig und führt oftmals zu 
nicht sachgerechten Ergebnissen. Denn aus der Anwendung der lex rei sitae auf 
Waren- Ex bzw. Importgeschäfte resultieren durch die damit verbundene suk-
zessive Anwendbarkeit verschiedener Sachenrechtsordnungen bzw. bei unter-
schiedlichen Schuld- und Sachen rech tsstatut erhebliche Rechtsprobleme/ Diese 
beruhen auf den gravierenden Unterschieden im Bereich des materiellrechtli-
chen Sachenrechts, etwa in der Frage der kausalen oder abstrakten Übereig-
nung, sowie auf der Rechtspraxis vieler Staaten, ausländische Sicherungsrechte 
nur äußerst restriktiv anzuerkennen. Parteien vereinbaren insbesondere Mobili-
arsicherheiten aber häufig - in Unkenntnis der lex rei sitae und deshalb meist 
unwirksam - nach dem Schuldstatut.6 Die Unwirksamkeit sachenrechtlicher 
Parteivereinbarungen ist indessen nur insoweit sachgerecht, als dieses Ergebnis 
zum Schutz des Rechtsverkehrs erforderlich  ist. Bestrebungen, das Sachen- und 
Konkursrecht zu vereinheitlichen und die aufgezeigten Schwierigkeiten da-
durch zu vermeiden, sind bislang gescheitert.7 Die mit der lex rei sitae einher-
gehenden Probleme ließen sich aber auch ohne Rechtsvereinheitlichung durch 
geschickte Rechtswahl oder Anknüpfung des Verfügungsgeschäfts  an das Ver-
tragsstatut verringern.8 Andererseits sind im Bereich des Sachenrechts Drittin-
teressen stets zumindest potentiell betroffen,  die der Rechtswahlfreiheit entge-
genstehen könnten. Die Zulassung der Rechtswahlfreiheit im internationalen 
Mobiliarsachenrecht findet ihre inhaltliche Grenze somit im Verkehrsschutz.9 

Im Bereich des Immobiliarsachenrechts kommen die angesprochenen Pro-
bleme, die auf der sukzessiven Anwendbarkeit verschiedener Sachen rechtsord-

5 Siehe dazu unten S. 79 - 118 und 118 - 146. 
6 So beispielsweise in BGH W M 1997, 13, 14 und Aluminium Industrial Vaasen 

B.V. v. Romalpa  Aluminium  Ltd.  (1976) 1 W.L.R. 676 und (1976) 2 AII.E.R. 552 (C.A.) 
[sog. Romalpa- Case]. 

7 Siehe die Nachweise bei Kreuzer,  Vorschläge 1991, S. 41 - 43 und für die Verein-
heitlichung besitzloser Mobiliarsicherheiten in der EG bei Staudinger-Sfo//,  IntSachenR, 
Rdnr. 52. 

Das auf der 8. Haager Konferenz beschlossene Abkommen über das auf den Eigen-
tumserwerb bei internationalen Käufen beweglicher Sachen anwendbare Recht vom 
15.4.1958 [Text in RabelsZ 24 (1959), 145 - 148] ist in der Bundesrepublik nicht ratifi-
ziert worden. Mit der Ratifizierung ist auch nicht mehr zu rechnen, vgl. Kreuzer,  Vor-
schläge 1991, S.43. 

Auch das Haager „Trust"-Übereinkommen vom 1.7.1985 ist in der Bundesrepublik 
noch nicht in Kraft getreten, vgl. Stadler,  S. 652. 

8 Siehe unten S. 292-295. 
9 Siehe unten S. 281 -333. 
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nungen beruhen, regelmäßig nicht zum Tragen.10 Nicht zuletzt wegen der Regi-
strierung von Sachenrechtsübertragungen am Lageort der jeweiligen Immobilie 
ist die Beibehaltung der lex rei sitae als zwingende Anknüpfungsregel in die-
sem Bereich sinnvoll.11 

Diese Arbeit geht von der These aus, daß die lex rei sitae als Grundregel 
beizubehalten ist, ihre zwingende Geltung indes bei Mobiliarsachenrechtsge-
schäften zugunsten der Parteiautonomie eingeschränkt werden kann. 

Die grundsätzliche Zulässigkeit und die Grenzen der Rechtswahlfreiheit in 
Hinblick auf Mobiliarverfügungsgeschäfte  werden anhand folgender Untersu-
chungen hergeleitet: 

Die Frage nach der Rechtswahlfreiheit stellt ein Grundproblem des Kollisi-
onsrechts dar. Ihr liegt die Wertungsfrage zugrunde, welche Gestaltungsspiel-
räume den Beteiligten in grenzüberschreitenden Rechts- und Wirtschaftsbezie-
hungen - auch aus verfassungrechtlicher  Sicht - einzuräumen sind bzw. einge-
räumt werden dürfen.12 Diese Wertungsfrage ist vorab zu beantworten. Im Er-
gebnis läßt sich aus Art. 2 I GG eine Vermutung für die Parteiautonomie bei 
internationalen Sachverhalten im Kollisionsrecht ableiten. Das fragliche 
Grundrecht steht freilich unter einem umfassenden Vorbehalt, wonach es auf-
grund von Gemeinwohlerwägungen einschränkbar ist. Die auf der Freiheits-
vermutung gründende Einordnung der Parteiautonomie als Grundwert des 
Kollisionsrechts und ihre Vorzüge im Vergleich zum Gegenmodell des fakul-
tativen Kollisionsrechts13 begründen ihre grundlegende Bedeutung. 

Damit ist freilich die Frage der Parteiautonomie im internationalen Sachen-
rechts inhaltlich nicht abschließend entschieden, weil sich dieser Bereich - wie 
die anschließende Untersuchung der Prämissen der lex rei sitae zeigen wird -
im wesentlichen durch den notwendigen Schutz des Rechtsverkehrs auszeich-
net.14 Die verfassungsrechtliche Freiheitsvermutung kann zum Schutze des 
Rechtsverkehrs aufgehoben werden, allerdings nur, soweit das Ziel - der Ver-
kehrsschutz - nicht auf andere Weise - durch weniger einschneidende Maß-
nahmen - in gleicher Weise erreicht weden kann. Der Schutz des Rechtsver-
kehrs ist Hauptanliegen der lex rei sitae. Zu untersuchen ist daher, ob die An-
wendung des von den Parteien gewählten Rechts dem Schutz des Rechtsver-

10 Eine Ausnahme besteht allenfalls bei der Änderung von Landesgrenzen, die je-
doch zu vernachlässigen sein dürfte, weil sie eher das intertemporale Kollisionsrecht 
betrifft. 

11 Siehe unten S. 281-333. 
12 Siehe unten S. 2 9 - 4 0 . 
13 Dazu unten S. 4 0 - 5 2 . 

Siehe unten S. - 3 . 


